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1. Instanz

Aktenzeichen S 4 RA 636/97
Datum 22.10.1998

2. Instanz

Aktenzeichen L 14 RA 183/98
Datum 11.03.1999

3. Instanz

Datum 21.06.2000

Auf die Revision des KlÃ¤gers wird das Urteil des Bayerischen Landessozialgerichts
vom 11. MÃ¤rz 1999 aufgehoben. Die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des
Sozialgerichts NÃ¼rnberg vom 22. Oktober 1998 wird zurÃ¼ckgewiesen. Die
Beklagte hat dem KlÃ¤ger die auÃ�ergerichtlichen Kosten des Rechtsstreits zu
erstatten.

GrÃ¼nde:

I

Streitig ist die HÃ¶he des Zuzahlungsanspruchs fÃ¼r eine stationÃ¤re medizinische
RehabilitationsmaÃ�nahme.

Auf seinen Antrag vom 27. Juni 1996 bewilligte die Beklagte dem KlÃ¤ger mit
Bescheid vom 9. Oktober 1996 eine RehabilitationsmaÃ�nahme fÃ¼r die Dauer von
voraussichtlich drei Wochen in der S. -Klinik in D. ; gleichzeitig teilte sie dem
KlÃ¤ger in dem Bescheid mit, fÃ¼r jeden Tag des stationÃ¤ren Aufenthalts sei ein
Betrag von 12,00 DM zu entrichten; der Bescheid enthielt ua ferner den Hinweis, die
Zuzahlung sei jeweils nach dem zum Zeitpunkt des MaÃ�nahmebeginns geltenden
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Recht zu leisten.

Nach DurchfÃ¼hrung der MaÃ�nahme in der Zeit vom 7. bis 28. Januar 1997 setzte
die Beklagte mit Bescheid vom 7. April 1997 im Hinblick auf den mit Wirkung vom 1.
Januar 1997 (Art 12 Abs 1 des Wachstums- und
BeschÃ¤ftigungsfÃ¶rderungsgesetzes (WFG) vom 25. September 1996, BGBl I S
1461) geÃ¤nderten Â§ 32 Abs 1 SGB VI (Art 1 Nr 9 WFG iVm Â§ 40 Abs 5 idF des
Beitragsentlastungsgesetzes vom 1. November 1996, BGBl I S 1631) den
Zuzahlungsbetrag pro Kalendertag auf 25,00 DM, insgesamt auf 525,00 DM (21 x
25,00 DM) fest. Den Widerspruch, mit dem der KlÃ¤ger geltend gemacht hatte, im
Bewilligungsbescheid vom Oktober 1996 sei lediglich ein Zuzahlungsbetrag von
12,00 DM und nicht ein solcher von 25,00 DM genannt gewesen, wies die Beklagte
mit Widerspruchsbescheid vom 12. November 1997 zurÃ¼ck.

Das SG NÃ¼rnberg hat mit Urteil vom 22. Oktober 1998 den Bescheid vom 7. April
1997 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides insoweit aufgehoben, als die
HÃ¶he der Zuzahlung fÃ¼r die stationÃ¤re MaÃ�nahme kalendertÃ¤glich 12,00 DM
Ã¼berstieg. Es hat ua ausgefÃ¼hrt: GemÃ¤Ã� Â§ 301 SGB VI seien fÃ¼r Leistungen
zur Rehabilitation diejenigen Vorschriften anzuwenden, die im Zeitpunkt der
Antragstellung oder â�� wenn ein Antrag nicht vorausgehe â�� im Zeitpunkt der
Inanspruchnahme gegolten hÃ¤tten. Die Vorschrift sei auf FÃ¤lle der Zuzahlung
nach Â§ 32 SGB VI analog anzuwenden, da die Zuzahlung des Versicherten nicht
eine "Leistung" in diesem Sinne sei. Insoweit liege eine GesetzeslÃ¼cke vor, sie sei
nach Sinn und Zweck des Â§ 301 SGB VI zu schlieÃ�en. Es sei davon auszugehen,
daÃ� der Gesetzgeber eine vollstÃ¤ndige Ã�bergangsregelung fÃ¼r die
Rehabilitation habe schaffen wollen. Durch Urteil vom 11. MÃ¤rz 1999 hat das LSG
das Urteil des SG aufgehoben und die Klage mit folgender BegrÃ¼ndung
abgewiesen: GemÃ¤Ã� Â§ 32 Abs 1 Satz 1 SGB VI iVm Â§ 40 Abs 5 Satz 2 SGB V sei
fÃ¼r die HÃ¶he des Zuzahlungsbetrages der Zeitpunkt der Inanspruchnahme der
MaÃ�nahme ausschlaggebend, so daÃ� neues Recht Anwendung finden mÃ¼sse.
Seit EinfÃ¼hrung der Zuzahlungspflicht im Jahre 1983 sei fÃ¼r den Umfang der
Zuzahlung nicht der Tag der Antragstellung, sondern der Tag der Inanspruchnahme
der MaÃ�nahme maÃ�gebend. Â§ 301 SGB VI stehe dem nicht entgegen. Insoweit
handele es sich um eine Vorschrift, die â�� wie den Gesetzesmaterialien
unmiÃ�verstÃ¤ndlich zu entnehmen sei â�� allein den Ã�bergang vom
Angestelltenversicherungsgesetz (AVG) zum SGB VI regele.

Mit der vom BSG zugelassenen Revision rÃ¼gt der KlÃ¤ger eine Verletzung von 
Â§Â§ 32 Abs 1, 301 SGB VI und trÃ¤gt vor: Die Verpflichtung zur Zuzahlung
beurteile sich entgegen der Auffassung des LSG nach Â§ 32 SGB VI in der bis zum
31. Dezember 1996 geltenden Fassung. Dem Wortlaut des Â§ 32 Abs 1 SGB VI
kÃ¶nne nichts Gegenteiliges entnommen werden. MaÃ�gebend fÃ¼r die HÃ¶he des
Zuzahlungsanspruchs sei â�� wie sich aus Â§ 301 SGB VI ergebe â�� grundsÃ¤tzlich
das bei Antragstellung geltende Recht. Â§ 301 SGB VI enthalte ebenso wie Â§ 300
SGB VI eine Ã�bergangsregelung allgemeiner Art; sie gelte auch fÃ¼r sÃ¤mtliche
RechtsÃ¤nderungen nach Inkrafttreten des SGB VI. Im Hinblick auf den
Sachleistungscharakter einer medizinischen RehabilitationsmaÃ�nahme habe Â§ 32
SGB VI zwar zu Art und Dauer dieser MaÃ�nahme keinen Bezug; sie beeinflusse
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jedoch die HÃ¶he der vom RentenversicherungstrÃ¤ger fÃ¼r die DurchfÃ¼hrung
der HeilmaÃ�nahme aufzubringenden Aufwendungen. Unter diesem Gesichtspunkt
sei die Vorschrift Ã¼ber die Zuzahlung als eine Bestimmung fÃ¼r Leistungen zur
Rehabilitation iS des Â§ 301 SGB VI anzusehen. Dieser Auslegung widerspreche die
Wortwahl "Leistungen zur Rehabilitation" in Â§ 301 Abs 1 SGB VI nicht; von dieser
Vorschrift werde der gesamte Regelungsbereich "Rehabilitation" erfaÃ�t. Eine
unterschiedliche Behandlung der einzelnen Vorschriften innerhalb des
Gesamtkomplexes "Rehabilitation" sei Â§ 301 Abs 1 SGB VI nicht zu entnehmen.

Im Ã¼brigen beziehe er sich auf eine Entscheidung des 5. Senats des BSG vom 23.
Februar 2000 (B 5 RJ 6/99 R).

Der KlÃ¤ger beantragt,
das Urteil des Bayerischen Landessozialgerichts vom 11. MÃ¤rz 1999 aufzuheben
und die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des Sozialgerichts NÃ¼rnberg vom
22. Oktober 1998 zurÃ¼ckzuweisen.

Die Beklagte beantragt,
die Revision zurÃ¼ckzuweisen.

Sie ist der Auffassung, Â§ 32 Abs 1 SGB VI stelle ausschlieÃ�lich auf den Zeitpunkt
der Inanspruchnahme der Rehabilitationsleistung ab, so daÃ� lediglich das zu
diesem Zeitpunkt geltende Recht fÃ¼r die HÃ¶he der Zuzahlung maÃ�gebend sei.
Eine direkte Anwendung von Â§ 301 SGB VI komme bei RechtsÃ¤nderungen in
diesem Bereich nicht in Betracht, da die Zuzahlungspflicht keine "Leistung zur
Rehabilitation" sei. Eine Analogie zu Â§ 301 SGB VI verbiete sich; insoweit sei eine
RegelungslÃ¼cke nicht erkennbar. Â§ 32 Abs 1 SGB VI stelle auf den
Leistungsbeginn der MaÃ�nahme und damit auf das zu diesem Zeitpunkt geltende
Recht ab. Diese Auslegung sei im Interesse der Gleichbehandlung aller Versicherten
geboten. WÃ¼rde man den Zeitpunkt der Antragstellung zugrunde legen, so
kÃ¶nnten unterschiedliche Zuzahlungsregelungen gelten, obwohl die
entsprechenden MaÃ�nahmen in demselben Zeitraum durchgefÃ¼hrt werden
kÃ¶nnten.

II

Die Revision des KlÃ¤gers ist begrÃ¼ndet. Das Urteil des LSG ist aufzuheben und
die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des SG zurÃ¼ckzuweisen.

Zwischen den Beteiligten steht bereits bestandskrÃ¤ftig (Â§ 77 SGG) fest, daÃ� die
Beklagte den KlÃ¤ger in HÃ¶he von mindestens 12,00 DM pro Kalendertag auf
Zuzahlung zu der in der Zeit vom 7. bis 28. Januar 1997 auf ihre Kosten
durchgefÃ¼hrten stationÃ¤ren medizinischen RehabilitationsmaÃ�nahme in
Anspruch nehmen kann. Ein weitergehender Zuzahlungsanspruch der Beklagten
besteht demgegenÃ¼ber â�� wie das SG zutreffend erkannt hat â�� nicht. Dieses
Ergebnis rechtfertigt sich im wesentlichen aus dem Â§ 301 Abs 1 Satz 1 SGB VI
zugrundeliegenden Rechtsgrundsatz. Dieser gilt auch im Rahmen des mit dem WFG
geÃ¤nderten Zuzahlungsrechts, bezogen jedenfalls auf FÃ¤lle, in denen der
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Versicherte unter der Geltung alten Rechts nicht nur den Antrag auf Rehabilitation
gestellt hatte, sondern darÃ¼ber hinaus diesen nach Bewilligung von stationÃ¤ren
medizinischen RehabilitationsmaÃ�nahmen durch Verwaltungsakt nicht mehr
rechtswirksam zurÃ¼cknehmen konnte. Damit sind weiterhin Â§ 32 Abs 1 Satz 1
SGB VI und Â§ 39 Abs 4 SGB V in ihrer jeweils ab dem 1. Januar 1993 geltenden
Fassung anzuwenden (vgl nachfolgend unter A). Zwar verdrÃ¤ngt nÃ¤mlich von
Verfassungs wegen grundsÃ¤tzlich das neuere Gesetz das Ã¤ltere (hierzu unter B),
doch lassen die einschlÃ¤gigen Regelungen des WFG hier ausnahmsweise noch
ausreichend deutlich eine positive Entscheidung fÃ¼r die (rechtsgrundsÃ¤tzliche)
Fortgeltung frÃ¼heren Ã�bergangsrechts auch im Zusammenhang mit dem neuen
Zuzahlungsrecht erkennen; demgegenÃ¼ber scheidet eine unmittelbare
Anwendung von Â§ 301 Abs 1 SGB VI aus (nachfolgend C).

A) Die HÃ¶he der Zuzahlung bestimmt sich damit jedenfalls unter den vorstehend
genannten EinschrÃ¤nkungen im Ergebnis nach dem im Zeitpunkt der
Antragstellung auf Rehabilitationsleistungen am 27. Juni 1996 geltenden Recht.
Grundlage fÃ¼r den Anspruch der Beklagten auf Zuzahlung sind folglich in ihrer
jeweils ab dem 1. Januar 1993 geltenden Fassung durch Art 4 bzw Art 1 Nr 23
Buchst c des Gesundheitsstrukturgesetzes (GSG) vom 21. Dezember 1992 (BGBl I S
2266) Â§ 32 Abs 1 Satz 1 SGB VI und Â§ 39 Abs 4 SGB V mit folgendem Wortlaut:

"Â§ 32 Abs 1 Satz 1 SGB VI

Versicherte, die das achtzehnte Lebensjahr vollendet haben und stationÃ¤re
medizinische Leistungen in Anspruch nehmen, zahlen fÃ¼r jeden Kalendertag
dieser Leistungen den sich nach Â§ 39 Abs 4 und Â§ 310 Abs 1 des FÃ¼nften
Buches ergebenden Betrag.

39 Abs 4 SGB V

Versicherte, die das achtzehnte Lebensjahr vollendet haben, zahlen vom Beginn der
vollstationÃ¤ren Krankenhausbehandlung an innerhalb eines Kalenderjahres fÃ¼r
lÃ¤ngstens 14 Tage 11 Deutsche Mark je Kalendertag an das Krankenhaus, das
diesen Betrag an die Krankenkasse weiterleitet. Die innerhalb des Kalenderjahres
bereits an einen TrÃ¤ger der Rentenversicherung geleistete Zahlung nach Â§ 32
Abs 1 Satz 2 des Sechsten Buches sowie die nach Â§ 40 Abs 5 Satz 2 geleistete
Zahlung sind auf die Zahlung nach Satz 1 anzurechnen. Vom 1. Januar 1994 an
betrÃ¤gt die Zahlung nach Satz 1 12 Deutsche Mark."

DemgegenÃ¼ber kommen in ihrer Fassung durch Art 1 Nr 9 Buchst a WFG vom 25.
September 1996 (BGBl I S 1461) bzw Art 2 Nr 16 des Beitragsentlastungsgesetzes
vom 1. November 1996 (BGBl I S 1631) nicht zur Anwendung Â§ 32 Abs 1 Satz 1
SGB VI und Â§ 40 Abs 5 SGB V mit ihrem jeweils ab 1. Januar 1997 maÃ�geblichen
Wortlaut:

"Â§ 32 Abs 1 Satz 1 SGB VI

Versicherte, die das achtzehnte Lebensjahr vollendet haben und stationÃ¤re
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medizinische Leistungen in Anspruch nehmen, zahlen fÃ¼r jeden Kalendertag
dieser Leistungen den sich nach Â§ 40 Abs 5 und Â§ 310 Abs 1 des FÃ¼nften
Buches ergebenden Betrag.

40 Abs 5 SGB V

Versicherte, die eine Leistung nach Abs 2 in Anspruch nehmen und das achtzehnte
Lebensjahr vollendet haben, zahlen je Kalendertag 25 Deutsche Mark an die
Einrichtung. Die Zahlungen sind an die Krankenkasse weiterzuleiten."

B) Die geÃ¤nderte Fassung von Â§ 32 Abs 1 Satz 1 SGB V ist gemÃ¤Ã� Art 12 Abs 1
WFG zum 1. Januar 1997 in Kraft getreten und beansprucht damit grundsÃ¤tzlich
Geltung von diesem Zeitpunkt an anstelle des alten Rechts. Als Teil der normativen
Regelungen dieses Gesetzes verhilft nÃ¤mlich die genannte Inkrafttretensregelung
den Bestimmungen des WFG zur Wirksamkeit (Art 82 Abs 2 Satz 1 GG) und
bestimmt ihren zeitlichen Anwendungsbereich, dh sie legt fest, von welchem
Zeitpunkt an die Rechtsfolgen des Gesetzes fÃ¼r den Normadressaten eintreten
und seine Bestimmungen von den BehÃ¶rden und Gerichten anzuwenden sind (vgl 
BVerfGE 42, 263, 283); hÃ¤tte der Gesetzgeber von seiner Regelungskompetenz
hinsichtlich des Zeitpunkts des in diesem Sinne verstandenen Inkrafttretens keinen
Gebrauch gemacht, hÃ¤tte dies unmittelbar aufgrund verfassungsrechtlicher
Anordnung in Art 82 Abs 2 Satz 2 GG ersatzweise dazu gefÃ¼hrt, daÃ� das Gesetz
automatisch mit dem 14. Tage nach Ablauf des Tages in Kraft getreten wÃ¤re, an
dem das Bundesgesetzblatt ausgegeben worden ist.

In das SGB VI sind damit im Rahmen seiner spÃ¤teren Ã�nderung durch das WFG
Normen eingefÃ¼gt worden, fÃ¼r die dessen ursprÃ¼ngliche
Inkrafttretensregelungen in Art 85 des Gesetzes zur Reform der gesetzlichen
Rentenversicherung (Rentenreformgesetz 1992 (RRG 1992), BGBl 1989 S 2261)
ersichtlich nicht einschlÃ¤gig sind. Innerhalb der damit zeitlich gestuft geltenden
Fassungen des SGB VI gehen die zum 1. Januar 1997 mit dem WFG eingefÃ¼hrten
Bestimmungen des neuen Rechts von Verfassungs wegen (Art 20 Abs 3, 82 Abs 2
GG iVm Art 12 WFG) grundsÃ¤tzlich frÃ¼heren Bestimmungen zum gleichen
Sachverhalt verdrÃ¤ngend vor, setzen sie also auch dann auÃ�er Kraft, wenn sie
nicht ausdrÃ¼cklich aufgehoben worden sind ("lex posterior derogat legi priori"; vgl
hierzu im Ã¼brigen Urteil des Senats in SozR 3-2200 Â§ 1259 Nr 5 mwN; BVerwGE
85, 289, 292; BFHE 169, 564; BAG in AP Nr 9 zu Â§ 1 TVG TarifvertrÃ¤ge â��
Einzelhandel; zur Anwendbarkeit im Rahmen der InzidentprÃ¼fung
vorkonstitutionellen Rechts am MaÃ�stab der Verfassung s auch BVerfGE 2, 124,
130; 6, 222, 242; 10, 124, 128; auÃ�erdem: Renck, Zum Anwendungsbereich des
Satzes "lex posterior derogat legi priori", JZ 1970, 770 f und Laubinger, Asyl und
"kleines Asyl", VerwArch 1985 (76), 201, 208 f).

Ebenfalls grundsÃ¤tzlich ist demgemÃ¤Ã� zunÃ¤chst davon auszugehen, daÃ� eine
durch das neue Recht ggf getroffene Anordnung, hierdurch bestimmte Rechtsfolgen
auf noch im zeitlichen Anwendungsbereich alten Rechts verwirklichte Sachverhalte
teilweise zu erstrecken, notwendig auch abweichenden Ã�bergangsbestimmungen
vorginge, die den abgeÃ¤nderten Bestimmungen des alten Rechts mÃ¶glicherweise
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gerade fÃ¼r diesen Fall im Rahmen der Â§Â§ 300 ff SGB VI zugeordnet waren. Zwar
erheben die Â§Â§ 300 ff SGB VI nach Wortlaut und Entstehungsgeschichte Ã¼ber
den Wechsel vom AVG zum SGB VI hinaus den umfassenden Anspruch, im Vorgriff
bereits die ModalitÃ¤ten kÃ¼nftiger RechtsÃ¤nderungen innerhalb des SGB VI zu
bestimmen (vgl bereits Urteil des Senats in SozR 3-2600 Â§ 300 Nr 3 S 4; ebenso
zuletzt Urteil des 5. Senats vom 23. Februar 2000, B 5 RJ 6/99 R, zur
VerÃ¶ffentlichung vorgesehen, mwN sowie BT-Drucks 11/4124, S 206). Zu beachten
ist demgegenÃ¼ber jedoch, daÃ� aus einer frÃ¼heren Ausgestaltung der einfach-
gesetzlichen Rechtslage eine Bindung des â�� gemÃ¤Ã� Art 20 Abs 3 GG allein der
verfassungsmÃ¤Ã�igen Ordnung verpflichteten (vgl hierzu
Leibholz/Rinck/Hesselberger, Komm zum GG, Stand: Oktober 1990, Art 3 GG RdNrn
114 f) â�� Parlamentsgesetzgebers nicht abgeleitet werden kann; ebensowenig gibt
es demgemÃ¤Ã� ein Prinzip der Selbstbindung des Gesetzgebers des Inhalts, daÃ�
seinen Grundsatzentscheidungen ein Vorrang vor spÃ¤teren Einzelgesetzen
zukÃ¤me (vgl BFHE 150, 184 = BB 1987, 791 mwN). Stets bleibt es vielmehr
grundsÃ¤tzlich der jeweiligen eigenen freien Entscheidung des aktuell
kompetenzgemÃ¤Ã� handelnden Parlamentsgesetzgebers Ã¼berlassen, ob und
inwieweit er eine bereits vorgeregelte Rechtslage unabhÃ¤ngig von jeder
zukunftsgerichteten Bindung hieran Ã¤ndern bzw von Grund auf neu gestalten will.
Umgekehrt erstreckt sich seine materielle Gestaltungskompetenz aber auch darauf,
im Einzelfall die â�� zeitlich und inhaltlich begrenzte â�� Fortgeltung alten Rechts
anzuordnen und auf diese Weise ggf den verfassungsrechtlich auf eine
grundsÃ¤tzliche (und gemÃ¤Ã� Art 20 Abs 3 GG durch die eingerÃ¤umten
sachlichen Regelungskompetenzen modifizierte) Geltung beschrÃ¤nkten "lex-
posterior-Satz" zu durchbrechen. Hierzu genÃ¼gen indessen â�� wie dargelegt â��
gerade nicht bereits die ihrerseits notwendig zeitlich begrenzt geltenden
Fortgeltungsanordnungen alten Rechts; vielmehr muÃ� das neue Recht selbst einen
entsprechenden Regelungswillen positiv erkennen lassen.

C) Dem Erfordernis einer derartigen Ã�ffnungsklausel hat das WFG zwar nicht
unmittelbar in Art 12 und durch dessen ausdrÃ¼cklichen Wortlaut Rechnung
getragen. Es hat aber â�� mit zumindest indizieller Bedeutung auch im Blick auf
eine Rezeption gerade der Vorschriften des Ã�berleitungsrechts â�� die hierdurch
geÃ¤nderten Bestimmungen des SGB VI insgesamt in den Regelungskontext des
vorhandenen Rentenrechts integriert, ohne dessen hier einschlÃ¤gige Strukturen zu
tangieren, und insbesondere jedenfalls noch hinreichend deutlich den Â§ 301 Abs 1
SGB VI zugrundeliegenden Rechtsgedanken auch im Rahmen der Neufassung von 
Â§ 32 Abs 1 Satz 1 SGB VI rezipiert. Dies gilt jedenfalls dann, wenn â�� wie hier â��
auch der eine stationÃ¤re medizinische RehabilitationsmaÃ�nahme gewÃ¤hrende
Bewilligungsbescheid noch wÃ¤hrend des zeitlichen Anwendungsbereichs des alten
Rechts ergangen ist und der ihm zugrundeliegende Antrag nicht mehr
rechtmÃ¤Ã�ig zurÃ¼ckgenommen werden kann. Insofern wird auf der Grundlage
einer Art 12 WFG modifizierenden bzw vom lex-posterior-Grundsatz abweichenden
besonderen Wertentscheidung des "aktuellen" (WFG-)Gesetzgebers â�� und nicht
etwa einem aus der einschlÃ¤gigen Gesetzeslage nicht ableitbaren
"GÃ¼nstigkeitsprinzip" folgend â�� die Anwendung neuen Rechts (prinzipiell
ergebnisunabhÃ¤ngig) hintangestellt; die HÃ¶he der von der Beklagten als TrÃ¤ger
der Rehabilitation zu fordernden Zuzahlung (sowie umgekehrt der Umfang der
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entsprechenden Nebenpflicht des Versicherten) bestimmt sich insofern
ausnahmsweise noch nach einer rechtsgrundsÃ¤tzlichen Anwendung der vor dem 1.
Januar 1997 geltenden Zuzahlungsregelungen (nachfolgend unter a).
DemgegenÃ¼ber kommt eine unmittelbare Anwendung von Â§ 301 Abs 1 SGB VI
nicht in Betracht (nachfolgend b). Hierzu gilt im einzelnen folgendes:

a) Â§ 32 Abs 1 Satz 1 SGB VI idF des WFG beansprucht iVm Art 12 WFG zunÃ¤chst
unzweifelhaft, die (HÃ¶he der) Zuzahlung fÃ¼r alle AnknÃ¼pfungstatbestÃ¤nde zu
bestimmen, die sich vollstÃ¤ndig nach seinem Inkrafttreten realisiert haben. Zwar
benennt die Vorschrift (worauf die Beklagte insofern zutreffend hinweist) als
tatbestandliche Voraussetzung fÃ¼r das Entstehen der â�� vorher aufschiebend
bedingten â�� Zuzahlungspflicht ausdrÃ¼cklich, daÃ� Versicherte eine stationÃ¤re
medizinische Leistung zur Rehabilitation "in Anspruch nehmen", dh, daÃ� die vom
RehabilitationstrÃ¤ger in natura zur VerfÃ¼gung zu stellende MaÃ�nahme konkret
und vollstÃ¤ndig iS einer ErfÃ¼llung des bewilligten Rechts erbracht worden sein
muÃ�. Damit sind aber nicht isoliert die schlicht hoheitlichen
ErfÃ¼llungshandlungen und das MaÃ�nahmeende in Bezug genommen; vielmehr
umfaÃ�t der Wortlaut ohne weiteres auch das von der rechtlichen Konstruktion des
Gesetzes her vorausgesetzte VerstÃ¤ndnis, daÃ� mit dem zeitlich letzten Element
der zur Erreichung des Rehabilitationsziels eingesetzten rechtlichen und
tatsÃ¤chlichen Mittel zugleich auch der Gesamtvorgang bzw dessen sich sukzessiv
realisierende Elemente als ebenfalls unverzichtbare Voraussetzung fÃ¼r die
"Entstehung der Zuzahlungspflicht" in Bezug genommen wird. Damit beansprucht 
Â§ 32 Abs 1 Satz 1 SGB VI jedenfalls Geltung, wenn auch der Antrag auf
Rehabilitation nach dem 31. Dezember 1996 gestellt wurde.

aa) DemgegenÃ¼ber ist nicht anzunehmen, daÃ� sich die Zuzahlungspflicht im
Wege sog unechter RÃ¼ckwirkung (tatbestandliche RÃ¼ckanknÃ¼pfung) auch bei
am 1. Januar 1997 bereits laufenden Rehabilitationsverfahren nach neuem Recht
bestimmen sollte. Dies ergibt sich daraus, daÃ� sich Â§ 32 Abs 1 Satz 1 SGB VI idF
des WFG bei fast unverÃ¤ndertem Wortlaut und identischer Struktur von Â§ 32 Abs
1 Satz 1 SGB VI idF von Art 4 GSG allein dadurch unterscheidet, daÃ� nunmehr
durch Verweisung statt auf Â§ 39 Abs 4 SGB V (idF von Art 1 Nr 23 Buchst c GSG)
auf Â§ 40 Abs 5 SGB V (idF des Beitragsentlastungsgesetzes) ein hÃ¶herer
Zuzahlungsbetrag festgelegt wird, wÃ¤hrend das bisherige Recht ansonsten
inhaltlich unverÃ¤ndert fortgefÃ¼hrt wird. Ebenso hatte zuvor auch Â§ 32 Abs 1
Satz 1 SGB VI idF des GSG die bis zum 31. Dezember 1992 geltende "Urfassung"
der Norm durch das RRG 1992 (BGBl 1989 S 2261) nur insofern geÃ¤ndert, als
damals die Zuzahlungspflicht tatbestandlich auf "stationÃ¤re" medizinische
Leistungen beschrÃ¤nkt und der kalendertÃ¤gliche Zuzahlungsbetrag von 10,00 DM
auf nunmehr 11,00 DM erhÃ¶ht worden war. Durchgehend war demgemÃ¤Ã� die
Zuzahlungspflicht tatbestandlich an die "Inanspruchnahme" von (stationÃ¤ren)
medizinischen Leistungen zur Rehabilitation geknÃ¼pft und hatte demgemÃ¤Ã� in
Ermangelung sonstiger einschlÃ¤giger Bestimmungen auch jeweils unverÃ¤ndert
das Ã�bergangsrecht zu Â§ 32 Abs 1 Satz 1 SGB VI idF des RRG 1992 fortgefÃ¼hrt.
Entsprechend dieser Tradition, in der auch Â§ 32 Abs 1 Satz 1 SGB VI idF des WFG
steht, findet einschlÃ¤giges neues Recht bisher stets nur dann Anwendung, wenn
auch der Rehabilitationsantrag nach seinem Inkrafttreten gestellt wurde.
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bb) Der Antrag, auf den Â§ 301 Abs 1 Satz 1 SGB VI leistungsrechtlich als
maÃ�gebliches Kriterium fÃ¼r die Anwendung alten oder geÃ¤nderten (s zu diesem
Grunderfordernis fÃ¼r die Anwendung besonderer Ã¼bergangsrechtlicher
Bestimmungen Urteil des Senats in SozR 3-2600 Â§ 63 Nr 1 S 8) neuen Rechts
abstellt, hat neben seiner verfahrenseinleitenden Funktion stets auch materiell-
rechtliche Wirkungen (stRspr des Senats; vgl SozR 3-5765 Â§ 10 KfzHV Nr 1 S 5, Nr
2 S 10 f, Nr 3 S 18). Dies ergibt sich insbesondere daraus, daÃ� der Versicherte
gemÃ¤Ã� Â§ 39 Abs 1 Satz 2 SGB I nur einen (gesetzlichen) Anspruch auf
pflichtgemÃ¤Ã�e Ermessensentscheidung hat, nicht aber bereits bestimmte
Leistungen beanspruchen kann, und demgemÃ¤Ã� nach Â§ 40 Abs 2 SGB I ein
Anspruch auf Rehabilitationsleistungen grundsÃ¤tzlich erst (durch Verwaltungsakt)
im Zeitpunkt der Bekanntgabe der Ermessensentscheidung entstehen kann. Bei den
Â§Â§ 19 Satz 1 SGB IV, 115 Abs 1 Satz 1 und 4 SGB VI handelt es sich damit nicht
um bloÃ�e Ordnungsvorschriften; vielmehr ist der dort geforderte Antrag (ebenso
wie die ihm nach Â§ 115 Abs 4 SGB VI gleichgestellte Zustimmung) grundsÃ¤tzlich
und im Regelfall zwingende Voraussetzung des mitwirkungsbedÃ¼rftigen
Verwaltungsaktes hinsichtlich der Ermessensentscheidung, welche MaÃ�nahmen im
konkreten Fall zur Verwirklichung der Rehabilitationschance geeignet, erforderlich,
zumutbar, wirtschaftlich und sparsam sind. Erst mit dem Eingang des
grundsÃ¤tzlich vorweg zu stellenden Antrags erÃ¶ffnet sich fÃ¼r den
RehabilitationstrÃ¤ger die MÃ¶glichkeit, im Rahmen eines umfassend auf das Ziel
der Eingliederung in das Arbeitsleben gerichteten einheitlichen Verfahrens und
eines Gesamtplanes zur Rehabilitation (vgl etwa BSG in SozR 3-1200 Â§ 14 Nr 19
und SozR 3-2200 Â§ 1236 jeweils mwN) die ihm zugewiesene(n)
zukunftsorientierte(n) und mit prognoseÃ¤hnlichen Elementen vermischte(n)
AbwÃ¤gungsentscheidung(en) zu treffen.

Dies lÃ¤Ã�t den vom Gesetz gewÃ¤hlten AnknÃ¼pfungspunkt der Antragstellung
zunÃ¤chst fÃ¼r den unmittelbaren Anwendungsbereich des Â§ 301 Abs 1 SGB VI als
ohne weiteres sachgerecht erscheinen. Er ermÃ¶glicht es der Verwaltung nÃ¤mlich,
bereits ab dem Zeitpunkt des Eingangs bei ihr und ohne kÃ¼nftige
RechtsÃ¤nderungen befÃ¼rchten zu mÃ¼ssen, individuell das im Blick auf die
Einheit des Rehabilitationsfalles geforderte Gesamtkonzept zu entwickeln bzw die
fÃ¼r dessen Umsetzung erforderliche(n) (Teil-)Entscheidung(en) zu treffen und
generell ihre Haushaltsplanung auf die bekannte Rechtslage sowie deren
Ergebnisse abzustellen. Umgekehrt wird auf diese Weise (bezogen auf das
Leistungs(schuld-)verhÃ¤ltnis "Rehabilitation" beginnend mit der Antragstellung und
endend mit dem letzten Tag der DurchfÃ¼hrung der Rehabilitation) gleichzeitig
auch das Vertrauen des Versicherten auf eine Ã¼berschaubare Gesetzeslage
geschÃ¼tzt und er so in die Lage versetzt, Vor- und Nachteile eines kÃ¼nftigen
Rehabilitationsverfahrens gegeneinander abzuwÃ¤gen (vgl Urteil des Senats in 
SozR 3-2600 Â§ 301 Nr 1 S 7); insofern ist folglich das Ergebnis dieses am Beginn
des Verfahrens stehenden (und der bescheidmÃ¤Ã�igen Konkretisierung einzelner
LeistungsansprÃ¼che vorgelagerten) AbwÃ¤gungsprozesses hinsichtlich der
(vorlÃ¤ufigen) Entscheidung Ã¼ber das "Ob" der DurchfÃ¼hrung jedenfalls nicht
mehr der Gefahr einer nachtrÃ¤glichen Infragestellung durch eine VerÃ¤nderung
des gesetzlichen Leistungsrahmens ausgesetzt.
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cc) Jedenfalls mit dem Zeitpunkt, in dem sich der Versicherte nicht mehr wirksam
von seinem Antrag lÃ¶sen kann, beansprucht der Â§ 301 Abs 1 SGB VI
zugrundeliegende Rechtsgrundsatz in gleichem MaÃ�e auch Geltung fÃ¼r
Fallgestaltungen der hier zur Entscheidung stehenden Art. SpÃ¤testens dann
nÃ¤mlich bedarf es nach der bereichsspezifischen Wertentscheidung des Gesetzes,
daÃ� der Antragsteller in der Lage sein soll, Vor- und Nachteile eines
Rehabilitationsverfahrens abzuwÃ¤gen, auch im Zusammenhang des gegen den
Versicherten gerichteten Zuzahlungsanspruchs des RehabilitationstrÃ¤gers â�� und
damit auÃ�erhalb des Leistungs(schuld-)verhÃ¤ltnisses Rehabilitation â�� einer auf
den Antragszeitpunkt (rÃ¼ck-)bezogenen Kalkulations- und Planungssicherheit
hinsichtlich der wirtschaftlichen Auswirkungen.

Der Zuzahlungsanspruch, dem sich der Versicherte im Zusammenhang stationÃ¤rer
medizinischer RehabilitationsmaÃ�nahmen ausgesetzt sieht, bestimmt seine
wirtschaftliche Situation im Ergebnis nicht weniger als die leistungsrechtliche
Gesetzeslage. Trotz weitgehender rechtlicher Trennung beider Bereiche resultieren
die insgesamt abzuwÃ¤genden Vor- und Nachteile erst aus ihrem faktischen
Zusammenwirken innerhalb des einheitlichen Sachbereichs der Rehabilitation.
Aufgabe der Zuzahlung zu stationÃ¤ren medizinischen Rehabilitationsleistungen der
gesetzlichen Rentenversicherung war es bereits bei EinfÃ¼hrung der
entsprechenden Regelungen in Â§ 20 Abs 1 AVG (= Â§ 1243 RVO) durch Art 20 Nr 5
des Haushaltsbegleitgesetzes 1983 vom 20. Dezember 1982 (BGBl I S 1857), die
das SGB VI im wesentlichen Ã¼bernommen hat (vgl etwa Hauck in Hauck/Haines,
Komm zum SGB VI, Stand: Januar 1997, Â§ 32 SGB VI RdNr 2), den Versicherten im
Rahmen einer besonderen Art von Kostenbeteiligung zum Ausgleich von Vorteilen
heranzuziehen, die ihm durch die gewÃ¤hrte Sachleistung Ã¼ber deren Zweck
hinaus erwachsen (vgl BSG in SozR 1500 Â§ 149 Nr 11). Auf diese Weise soll dem
Umstand Rechnung getragen werden, daÃ� der Versicherte wÃ¤hrend der
stationÃ¤ren Heilbehandlung durch die regelmÃ¤Ã�ig vorliegende Ersparnis von
Aufwendungen fÃ¼r seine hÃ¤usliche Lebenshaltung (BSG aaO und in SozR 1500 Â§
149 Nr 12 sowie Urteil des Senats in SozR 3-2200 Â§ 1243 Nr 2 mwN), mit Erhalt der
vollkostenfreien Vorleistung durch den TrÃ¤ger eine rechtsgrundlose
VermÃ¶gensmehrung erfÃ¤hrt (vgl entsprechend zur gesetzlichen
Krankenversicherung Urteil des Senats in SozR 3-2500 Â§ 13 Nr 4 S 31), deren
pauschaler Geldwert durch den Zuzahlungsanspruch abgeschÃ¶pft wird; im
wirtschaftlichen Endergebnis verbleibt dem Versicherten damit der mit den
erbrachten Naturalleistungen verbundene Vorteil allein insofern, als dieser gerade
durch Krankheit und Erwerbsminderung bedingt war, wÃ¤hrend ein Eintreten der
Versichertengemeinschaft fÃ¼r Aufwendungen zum gewÃ¶hnlichen
Lebensunterhalt, das den von ihr solidarisch zu tragenden Risiken erkennbar fremd
ist, vermieden wird. Spiegelbildlich ergibt sich in identischer HÃ¶he beim jeweils
leistungsgewÃ¤hrenden TrÃ¤ger eine Reduktion des Ausgabevolumens (vgl
entsprechend zur Schadensbemessung im Rahmen des Arzneimittelregresses durch
die BerÃ¼cksichtigung von Apothekenrabatt und Patientenzuzahlungen BSG in 
SozR 3-2500 Â§ 106 Nr 38). Insgesamt betrachtet erfaÃ�t damit die
gesetzgeberische Wertentscheidung fÃ¼r die Prognostizierbarkeit sich im
Zusammenhang der Rehabilitation ergebender Vor- und Nachteile Ã¼ber den
Leistungsbereich hinaus grundsÃ¤tzlich auch den hiermit sachlich verbundenen
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Bereich der Zuzahlung.

Dies gilt jedenfalls dann, wenn â�� wie hier â�� unter der Geltung alten Rechts
nicht nur der Antrag gestellt wurde, sondern es zusÃ¤tzlich dazu gekommen ist,
daÃ� der Versicherte diesen Antrag nach Bewilligung einer konkreten (stationÃ¤ren
medizinischen) RehabilitationsmaÃ�nahme nicht mehr (rechtlich zulÃ¤ssig)
revidieren kann, er infolgedessen zur Mitwirkung verpflichtet ist und seine
Zuzahlungspflicht unter der aufschiebenden Bedingung einer vollstÃ¤ndigen
Erbringung der zuerkannten MaÃ�nahme entstanden ist. Ein mit der ErhÃ¶hung der
ZuzahlungsbetrÃ¤ge angeblich verfolgtes gesetzgeberisches Ziel, Versicherte
zukunftsgerichtet von der Inanspruchnahme von Rehabilitationsleistungen
abzuhalten, wÃ¤re in derartigen FÃ¤llen schon im Blick auf ihre gleichzeitige
Mitwirkungsverpflichtung offensichtlich selbstwidersprÃ¼chlich. Vielmehr ergibt
sich aus der Â§ 301 Abs 1 SGB VI zugrundeliegenden Wertung fÃ¼r diesen
Personenkreis bezÃ¼glich seiner Zuzahlungspflicht VerlÃ¤Ã�lichkeit immerhin
insofern, als die gesetzlichen Planungsgrundlagen einer in der Vergangenheit
bereits verbindlich getroffenen Entscheidung fÃ¼r eine EinzelmaÃ�nahme
unabhÃ¤ngig von spÃ¤teren RechtsÃ¤nderungen erhalten bleiben.

Der Ablauf der Widerspruchsfrist (Â§ 84 Abs 1 SGG) bestimmt dabei denjenigen
Zeitpunkt, von dem an sich die dem Versicherten unter BerÃ¼cksichtigung des
Grundsatzes "Rehabilitation vor Rente" (Â§ 7 Rehabilitationsangleichungsgesetz
(RehaAnglG)) obliegende Mitwirkungspflicht (Â§ 4 Abs 1 Satz 2 RehaAnglG) Ã¼ber
die mit seinem Antrag vorweg generell bekundete Bereitschaft zu ihrer ErfÃ¼llung
und die allgemeine Pflicht zur Mitwirkung im Verwaltungsverfahren hinaus (Urteil
des Senats in SozR 3-5765 Â§ 10 Nr 3 S 18) erstmals auf die FÃ¶rderung der jeweils
konkret zuerkannten MaÃ�nahme erstreckt; durch die ErfÃ¼llung dieser
Mitwirkungspflicht noch aufschiebend bedingt steht damit nunmehr auch das
Entstehen einer Nebenpflicht zur Zuzahlung fest. Der Versicherte kann demzufolge
nur vom Eintritt der Ã¤uÃ�eren Wirksamkeit der Bewilligungsentscheidung (Â§ 39
Abs 1 Satz 1 SGB X) bis zum Ablauf der einmonatigen Widerspruchsfrist die ihn
treffende Belastung konkret und individuell kalkulieren, um ggf seinen einleitend
gestellten Antrag noch zurÃ¼ckzunehmen (vgl entsprechend zur RÃ¼cknahme des
Rentenantrages BSG in SozR 3-2500 Â§ 50 Nr 3) und auf diese Weise der
Mitwirkungsverpflichtung rechtmÃ¤Ã�ig die Grundlage zu entziehen;
demgegenÃ¼ber hat die von der Beklagten in der mÃ¼ndlichen Verhandlung
angedeutete MÃ¶glichkeit, der bewilligten MaÃ�nahme im Widerspruch zu einer â��
allerdings nicht nachteilsbewehrten â�� rechtlichen Verpflichtung fernzubleiben,
ersichtlich auÃ�er Betracht zu bleiben. Hat der Versicherte wÃ¤hrend der
Ã�berlegungsfrist von der MÃ¶glichkeit der AntragsrÃ¼cknahme keinen Gebrauch
gemacht, lÃ¤Ã�t es die Â§ 301 Abs 1 SGB VI zugrundeliegende Wertentscheidung
Ã¼ber den dort umschriebenen Anwendungsfall hinaus auch hinsichtlich der
wirtschaftlich in gleicher Weise bedeutenden Zuzahlung gerechtfertigt erscheinen,
nachtrÃ¤gliche Ã�nderungen der Kalkulationsgrundlage unbeachtet zu lassen.

Wie der Senat im Ã¼brigen bereits entschieden hat (SozR 3-2600 Â§ 301 Nr 1 S 6),
liegt dem Gesamtbereich der Rehabilitation ein allgemeiner Grundsatz der
Erkennbarkeit und Ã�berschaubarkeit der VerhÃ¤ltnisse fÃ¼r den Versicherten
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bereits bei Antragstellung und vor Beginn der RehabilitationsmaÃ�nahme zugrunde.
Ob ua im Blick hierauf ein entsprechendes Ergebnis auch in FÃ¤llen der Ã�nderung
des Zuzahlungsbetrags zu einem frÃ¼heren Zeitpunkt (vor Ablauf der
Widerspruchsfrist) gilt â�� wofÃ¼r nach Auffassung des Senats manches spricht
â�� kann hier dahingestellt bleiben.

b) DemgegenÃ¼ber kommt im Zusammenhang mit der von Versicherten
geschuldeten Zuzahlung und ihrer HÃ¶he eine unmittelbare Anwendung von Â§ 301
Abs 1 SGB VI schon bei Inkrafttreten des RRG 1992 nicht in Betracht. Ebenso
scheidet mangels rechtlicher Vergleichbarkeit der Fallkonstellationen auch eine
analoge Anwendung der Vorschrift aus. Der Senat hat unter Hinweis auf BT-Drucks
11/4124 bereits ausdrÃ¼cklich entschieden (SozR 3-2600 Â§ 301 Nr 1), daÃ� Â§ 301
Abs 1 SGB VI unmittelbar allein den Fall regelt, daÃ� Versicherte, die vor
Inkrafttreten der neuen Vorschriften Leistungen zur Rehabilitation beantragt oder
bezogen haben, diese Leistungen einheitlich nach dem vor Inkrafttreten der neuen
Regelungen geltenden Recht erhalten. Der sachliche Anwendungsbereich der
Bestimmung beschrÃ¤nkt sich damit auf die im Rahmen des Normprogramms
Rehabilitation vom VersicherungstrÃ¤ger zu erbringenden Leistungen, dh auf das
Leistungs(schuld-)verhÃ¤ltnis "Rehabilitation" beginnend mit der Antragstellung und
endend am letzten Tag der DurchfÃ¼hrung der Rehabilitation (Urteil des Senats
aaO S 7). Sie bezieht sich demgemÃ¤Ã� in unmittelbarer Anwendung keinesfalls
auch auf Rechte und AnsprÃ¼che, die â�� wie hier â�� dem VersicherungstrÃ¤ger
seinerseits zustehen. Hierzu gilt im einzelnen folgendes:

Insofern unabhÃ¤ngig von der Anwendung alten oder neuen Rechts steht dem
zustÃ¤ndigen TrÃ¤ger der gesetzlichen Rentenversicherung nach Â§ 32 Abs 1 Satz
1 SGB VI bei Versicherten, die â�� wie der KlÃ¤ger â�� das 18. Lebensjahr vollendet
haben und stationÃ¤re Leistungen der medizinischen Rehabilitation in Anspruch
nehmen, fÃ¼r jeden Kalendertag dieser Leistungen ein Zuzahlungsanspruch zu den
hierdurch entstehenden Aufwendungen zu. Vergleichbar der gesetzlichen
Krankenversicherung (vgl hierzu Urteil des Senats in SozR 3-2500 Â§ 13 Nr 4)
entsteht damit im Rahmen einer Kostenlastregelung auch hier (erst) im Augenblick
der vollkostenfreien Erbringung der MaÃ�nahme in natura ein â�� zuvor
entsprechend aufschiebend bedingter (vgl Â§ 158 Abs 1 BGB) â��
Erstattungsanspruch des VersicherungstrÃ¤gers gegen den Versicherten in der
gesetzlich jeweils vorgegebenen pauschalierten HÃ¶he. Sowohl dieser
Erstattungsanspruch als auch die ModalitÃ¤ten seiner ErfÃ¼llung bleiben ohne jede
RÃ¼ckwirkung auf die leistungsrechtliche Position des versicherten Rehabilitanden:
Weder sein gesetzliches Recht auf fehlerfreie ErmessensausÃ¼bung hinsichtlich der
ihm nach Art und Umfang zustehenden Rehabilitationsleistungen (Â§Â§ 39 Abs 1
Satz 2 SGB I, 9 Abs 2, 13 Abs 1 SGB VI) noch sein Anspruch auf die ihm durch
Verwaltungsakt im Einzelfall konkret zuerkannten MaÃ�nahmen stehen unter der
aufschiebenden Bedingung der Zuzahlung; ebensowenig handelt es sich bei der
Zuzahlung um eine Gegenleistung des Versicherten, deren fehlende Erbringung ggf
zu einem Leistungsverweigerungsrecht fÃ¼hren kÃ¶nnte. Auch kann die
Sachleistung in HÃ¶he der Zuzahlung nicht als "Ã¼berzahlt" gelten; vielmehr
handelt es sich bei der Zuzahlungspflicht um eine selbstÃ¤ndige, dem
VersicherungstrÃ¤ger gegenÃ¼ber bestehende gesetzliche Zahlungspflicht, die
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zwar ihrerseits auf einem sozialrechtlichen LeistungsverhÃ¤ltnis beruht, aber nicht
etwa umgekehrt den Rechtsgrund bzw die RechtmÃ¤Ã�igkeit der erbrachten
(Sach-)Leistung als solche tangiert (so bereits der 1. Senat zu Â§ 20 AVG in SozR
1500 Â§ 149 Nr 11; ebenso bestÃ¤tigend der 11a Senat in SozR 1500 Â§ 149 Nr 12).

Wie vor der erstmaligen EinfÃ¼hrung einer Zuzahlungsregelung mit Â§ 20 AVG
sollte es auch unter Geltung dieser Bestimmung weiterhin unverÃ¤ndert dabei
bleiben, daÃ� der RentenversicherungstrÃ¤ger die Sachleistung in vollem Umfang
schuldet und erbringt; die Bewilligung und DurchfÃ¼hrung der HeilmaÃ�nahme darf
demgemÃ¤Ã� nicht von der Zuzahlung abhÃ¤ngig gemacht werden (BT-Drucks
2140, S 101). Auch die pflichtwidrige Nichtzahlung seines Kostenanteils durch den
Versicherten erlaubt es damit dem VersicherungstrÃ¤ger nicht etwa, seiner
Verschaffungspflicht Ã¼berhaupt nicht, nicht vollstÃ¤ndig oder nur verspÃ¤tet zu
genÃ¼gen. Erst mit der vollkostenfreien Zuwendung des bescheidmÃ¤Ã�ig
Zuerkannten ist das VermÃ¶gen des Versicherten im Widerspruch zur gesetzlichen
Kostentragungsregel, also gesetzwidrig und damit ohne Rechtsgrund zu Lasten des
RentenversicherungstrÃ¤gers vermehrt, so daÃ� in tatbestandlicher AbhÃ¤ngigkeit
hiervon dessen Zuzahlungsanspruch entsteht; dieser Umstand steht aufgrund der
ausdrÃ¼cklichen ergÃ¤nzenden Anordnung in Â§ 32 Abs 5 SGB VI auch der
Annahme einer vollen Ã�bernahme der Rehabilitationsaufwendungen iS
arbeitsrechtlicher Vorschriften (insbesondere des frÃ¼heren Â§ 7 Abs 1
Lohnfortzahlungsgesetz) nicht entgegen (vgl entsprechend zur Erhaltung des
Naturalleistungscharakters in der gesetzlichen Krankenversicherung trotz
Zuzahlung BSG in SozR 3-2500 Â§ 31 Nr 2 S 4 mwN).

Diese Sachlage findet ihre BestÃ¤tigung darÃ¼ber hinaus auch in dem Begriff der
rentenrechtlichen Rehabilitationsleistungen, wie er den einschlÃ¤gigen
Bestimmungen des SGB einheitlich zugrunde liegt. Derartige Leistungen zeichnen
sich nÃ¤mlich bereits nach Â§Â§ 4 Abs 2 Satz 1 Nr 1, 23 Abs 1 Nr 1a SGB I und
ebenso nach Â§ 9 Abs 1 SGB VI stets durch die gemeinsame Funktion aus, den
Auswirkungen von Krankheit und Ã¤hnlichen ZustÃ¤nden gerade zu dem Zweck zu
begegnen, um hierdurch (zumindest mittelbar) einen positiven EinfluÃ� auf die
ErwerbsfÃ¤higkeit der Betroffenen auszuÃ¼ben. Eine derartige Wirkung kommt der
Inanspruchnahme durch Zuzahlungen auch bei etwaiger "weiter Auslegung" nicht
wenigstens denkbar zu; ebenso kann derartigen "Leistungen" auch kein "Vorrang
vor Rentenleistungen" (Â§ 9 Abs 1 Satz 2 SGB VI) in dem rechtlichen Sinne
zukommen, daÃ� bereits das Entstehen von subjektiven Rentenrechten gehindert
wird.

Einem derartigen VerstÃ¤ndnis steht der Umstand nicht entgegen, daÃ� das SGB VI
als Sechsten Titel des Zweiten Unterabschnitts ("Umfang und Ort der Leistungen")
im Ersten Abschnitt ("Rehabilitation") des Zweiten Kapitels ("Leistungen") die
"Zuzahlung bei medizinischen und sonstigen Leistungen" regelt. Schon sprachlich
macht nÃ¤mlich die "amtliche" (dh vom GesetzesbeschluÃ� des
Parlamentsgesetzgebers mitumfaÃ�te) Ã�berschrift dieses Titels selbst deutlich,
daÃ� an dieser Stelle gerade nicht unmittelbar die genannten Leistungen geregelt
werden, sondern nur die "bei" ihrer Erbringung (dh in tatbestandlicher
AnknÃ¼pfung hieran) gesondert entstehenden AnsprÃ¼che auf Zuzahlung. Das
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Gesetz erweitert auf diese Weise nicht etwa den Begriff der in den
vorangegangenen (Unter-)Abschnitten nach Voraussetzungen, Art, Umfang und Ort
der Erbringung umschriebenen Leistungen, sondern regelt lediglich im Zuge eines
mittelbaren sachlichen Zusammenhangs mit einem Teil dieser Leistungen (und
gerade nicht aufgrund einer unmittelbaren rechtlichen Verbindung hiermit) im
selben rÃ¤umlichen Zusammenhang auch den gesonderten Zuzahlungsanspruch
des VersicherungstrÃ¤gers.

SchlieÃ�lich kann ein abweichendes Ergebnis auch nicht der Neufassung von Â§ 144
SGG durch das Gesetz zur Entlastung der Rechtspflege (RPflEntlG) vom 11. Januar
1993 (BGBl I S 50) zum 1. MÃ¤rz 1993 entnommen werden. Der bloÃ�e Umstand,
daÃ� das sozialgerichtliche Berufungsrecht dort in Abs 1 Nr 1 â�� allerdings bereits
aufgrund des Wortlauts in einen Zusammenhang eingebettet, der mit Â§ 301 Abs 1
SGB VI keinen erkennbaren BerÃ¼hrungspunkt aufweist â�� ebenfalls den Begriff
der (Geld- oder Sach-)Leistung in Bezug nimmt und auf diese Weise eine (wenn
auch minimal ausgeprÃ¤gte) TeilidentitÃ¤t der ZeichentrÃ¤ger vorliegt, gibt fÃ¼r
sich keinerlei Hinweis zumindest auf eine Vergleichbarkeit auch des damit
Bezeichneten (dh des Begriffsinhalts selbst). Einer derartigen Annahme steht
vielmehr bereits durchgreifend entgegen, daÃ� die oberstgerichtliche
Rechtsprechung seit jeher die Bedeutung des rein formellen Leistungsbegriffs
ausschlieÃ�lich dem Regelungszusammenhang der Bestimmung innerhalb des
sozialgerichtlichen Verfahrensrechts entnommen hat (vgl BSGE 3, 234, 235 f; 5,
140, 141; 6, 47, 50; 30, 230, 232; 64, 233, 234 f). Sie hat hieran auch unter Geltung
des neuen Rechts festgehalten und ermittelt demgemÃ¤Ã� dessen
Bedeutungsgehalt gerade auch durch einen Vergleich mit der
VorgÃ¤ngerbestimmung (vgl SozR 3-1500 Â§ 158 Nr 1 S 4). Da demgemÃ¤Ã� der
zum 1. MÃ¤rz 1993 in Kraft getretene Â§ 144 SGG seine BeschrÃ¤nkungswirkung
hinsichtlich der Statthaftigkeit der Berufung unabhÃ¤ngig von Sachgebieten und
Anspruchsarten (vgl Bernsdorff in Hennig, SGG, Stand: Mai 1997, Â§ 144 SGG RdNr
2) auf dem gesamten Bereich sozialgerichtlicher RechtsprechungszustÃ¤ndigkeit
entfaltet und dem RPflEntlG auch nicht andeutungsweise das Bestreben zu
entnehmen ist, gerade den bei seinem Inkrafttreten lÃ¤ngst verbindlichen Wortlaut
von Â§ 301 Abs 1 Satz 1 SGB VI zu rezipieren, "authentisch" zu interpretieren oder
zu modifizieren, kann der Vorschrift eine zusÃ¤tzliche materielle Wirkung erkennbar
nicht zukommen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Erstellt am: 27.08.2003

Zuletzt verändert am: 20.12.2024
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